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1 Einleitung 
 

Nachdem in Deutschland über viele Jahre die Preise für die Fernsehrechte von populären 
Spitzensportveranstaltungen (insb. beim Fußball) und ebenso die Einkommen der Sportstars 
stark angestiegen sind, haben vor allem zwei Ereignisse bei der Brechung dieses Trends eine 
Rolle gespielt. Zum einen kann dafür die sogenannte „Werbekrise“ der privaten Programme 
verantwortlich gemacht werden und zum anderen die Pleite des Kirch-Konzerns. 

Das öffentlich-rechtliche Fernsehen (in diesem Fall die ARD) hat diese Umstände genutzt, 
indem es nach den Fußball-Weltmeisterschaften auch die Free-TV-Rechte der Bundesliga 
erworben hat, die es in den 80er Jahren an die Privaten (zuerst RTL, dann SAT1) verloren 
hatte. Sie haben dadurch die Bundesligaspieler vor einer deutlichen Einkommenskorrektur 
bewahrt. Fraglich ist jedoch die Legitimation dieser Vorgehensweise im dualen Rundfunksys-
tem der Bundesrepublik. 

Diesen Zusammenhängen widmet sich der vorliegende Beitrag, wobei die Analysen und Ar-
gumente ökonomisch und grundsätzlich angelegt sind. Im Mittelpunkt steht die Frage, ob die 
öffentlich-rechtlichen Programme aus Gebührenmitteln populären Spitzensport zeigen sollen 
bzw. dürfen. 

Um dieser Frage nachzugehen, werden zunächst die Spezifika der Preisbildung auf den Märk-
ten für Fernsehrechte von Spitzensportveranstaltungen analysiert. Abschnitt 3 skizziert die 
Angebotsbedingungen und die Einkommen von Sportstars. In den Abschnitten 4 und 5 wird 
die ökonomische Legitimität verschiedener Sendeinhalte in gebührenfinanzierten öffentlich-
rechtlichen Programmen differenziert erörtert. In Abschnitt 6 geht es dann um die Beschaf-
fungspreise von Fernsehrechten in Abhängigkeit von Programmstrategien und Gebührenvo-
lumina. Abschnitt 7 enthält ein Fazit zur Kernfrage der ökonomischen Legitimation von popu-
lärem Spitzensport im öffentlich-rechtlichen Fernsehen.  

 

 

2 Der Markt für die Fernsehrechte von Spitzensportveranstaltungen 
 

Um deutlich zu machen, welchen Funktionsmechanismen die Märkte für die Fernsehrechte 
von Topsportveranstaltungen unterliegen, bietet sich ein Vergleich mit „normalen“ Gütern an. 
Abbildung 1 zeigt die langfristige Angebotsfunktion AF für normale fungible Güter. Die lang-
fristige Angebotsfunktion ist für die allermeisten Güter vollständig elastisch (waagerecht), im 
Gegensatz zu als kurzfristigen Angebotsfunktionen, die in aller Regel durch einen von links 
unten nach rechts oben steigenden Verlauf gekennzeichnet sind. 

Angenommen, die Nachfragefunktion ist in der Ausgangssituation N1. Dann wird ein Punkt R 
(mit dem Preis PF und der Menge X2) realisiert. Wenn jetzt die Nachfrage auf die neue Nach-
fragefunktion N2 steigt, wird das neue Gleichgewicht beim Punkt S (Preis PF, Menge X4) er-
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reicht. Mit anderen Worten: Der Nachfrageanstieg führt zu einer entsprechenden mengenmä-
ßigen Anpassung des Angebots, aber langfristig zu keinerlei Preiseffekten.1

Bei positionalen Gütern ist dies anders. Positionale Güter sind solche, bei denen die Wert-
schätzung durch die Nachfrager von ihrem Rang in einer Qualitäts- oder Beliebtheitsskala 
bestimmt wird, also z.B. das beste Orchester, die jeweiligen Top-10-Tennisspieler, die besten 
Fußballteams etc. Zu dieser  Kategorie gehören typischerweise die Spitzensportveranstaltun-
gen (z.B. Olympische Spiele, Weltmeisterschaften, beim Vereinsfußball in Deutschland die 
Bundesliga und auf europäischer Ebene die Champions-League) und auf den diesbezüglichen 
Märkten die entsprechenden Fernsehrechte dieser Veranstaltungen. 

Das entscheidende Merkmal von positionalen Gütern sind Angebotsfunktionen, die auch lang-
fristig inelastisch sind, z.B. Angebotsfunktion AP in Abb. 1. Bei der Ausgangsnachfragefunk-
tion N1 gilt demnach der Punkt H (mit Preis P1 und Menge X1). Wenn sich die 
Nachfragefunktion wiederum nach N2 verschiebt, wird das neue Gleichgewicht beim Punkt I 
realisiert. D.h. die gestiegene Nachfrage geht vollständig „in die Preise“. 

 

N1

AF

H
PF

N2

Preis

Menge

R

P3
I

S

AP

X2 X4  

Abb. 1: Angebotsfunktionen bei fungiblen und positionalen Gütern 

In solchen Fällen ist für die Realität in besonderem Maße die Frage interessant, welche Fakto-
ren die fraglichen Nachfragefunktionen bestimmen bzw. wodurch eventuelle 
Nachfrageveränderungen hervorgerufen werden. Ausschlaggebend sind dafür vor allem die 
Zielsetzungen und Verwertungsmöglichkeiten der verschiedenen Fernsehprogramme,2 die auf 
diesem Markt in ihrer Gesamtheit die Lage der relevanten Nachfragefunktion determinieren. 
Von Bedeutung sind insbesondere  

                                                 

1  Kurzfristig können sich allerdings sehr wohl Preiseffekte ergeben, d.h. der Übergang von R zu S kann in der 
Zwischenzeit mit vorübergehend höheren Preisen verbunden sein. 

2  Zwischenhändler können zur Vereinfachung außer Betracht bleiben. 
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1. das Erlöspotential auf der Outputseite der Fernsehprogramme (je nach Programmart Wer-
bung, Abonnements oder Gebühren),  

2. eventuelle Image-Effekte für das Programm, 
3. diesbezügliche Marktstrukturen und Verhaltensweisen (insb. Wettbewerb, Kollusion, 

Monopol, Markteintrittsbarrieren), 
4. besondere Strategien von privaten Medienunternehmen (z.B. Pay-TV-Markteintritt) 
5. Programmstrategien der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten  (insb. Einschaltquoten-

strategie versus meritorische Strategie, vgl. 5.). 

Die Vielfalt der Faktoren zeigt exemplarisch die empirische Preisentwicklung der Bundesliga-
Fernsehrechte seit den 60er Jahren (Abb. 2). Dass diese bis in die 80er Jahre besonders niedrig 
waren, lag nicht nur an der geringeren Bedeutung des Fußballs für die Entscheidungsträger 
der öffentlich-rechtlichen Fernsehprogramme, sondern vor allem an dem Kollektivmonopol 
von ARD und ZDF auf der Nachfrageseite.  

Erst mit der Zulassung von privaten Fernsehprogrammen änderte sich das Bild. Aufgrund von 
deren Nachfragewettbewerb resultierte im Jahre 1985 zunächst eine Verdoppelung und zum 
Jahr 1988 eine erneute Verdreifachung der Preise. Die 20,4 Mio. Euro im Jahre 1988 waren 
etwa das Zehnfache dessen, was in den 70er Jahren zu zahlen war. 
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Abb. 2: Fernseherlöse der Fußball-Bundesliga 

Dies wurde damals insbesondere von Seiten der öffentlich-rechtlichen Fernsehanstalten als 
eine extreme und kaum noch zu verantwortende Preissteigerung gewertet. Tatsächlich jedoch 
stiegen die Preise als Folge erhöhter Reichweiten der werbefinanzierten Programme und we-
gen der Bedeutung des Bundesligafußballs als Imagefaktor für diese in den folgenden Jahren 
weiterhin sehr stark an. Die Spitze der Preisbewegung wurde erst in den Jahren 2000 bis 2002 
erreicht, als die Bundesliga-Fernsehgelder ca. 350 Mio. Euro ausmachten.  

Der gesamte Anstieg war in der Anfangsphase durch hohe Refinanzierungsmöglichkeiten ge-
prägt, ging aber nach einiger Zeit deutlich darüber hinaus. Das heißt die Kosten waren für die 
betreffenden Sender nicht mehr durch die erzielbaren Erlöse gedeckt. Neben Imagemotiven 
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waren es vor allem singuläre strategische Ziele des Kirch-Konzerns (insb. Pay-TV-Ein-
führung), die im Ergebnis zu einer starken Verschiebung der Nachfragefunktion nach rechts 
oben (N2 in Abb. 1) und somit zu exorbitanten Rechtepreisen führten. Es war schon damals 
klar, dass diese Sondersituation nicht längerfristig stabil sein würde, da die Preise ohne strate-
gische Ziele nicht mehr betriebswirtschaftlich begründbar waren. Für die Bundesligavereine 
kann man die damaligen Erlöse als „Windfallprofits“ klassifizieren, die durch die funktiona-
len Zusammenhänge der Abbildung 1 angefallen sind. 

Man kann davon ausgehen, dass die sehr hohen Rechtepreise (für Fußball- ebenso wie für 
Filmrechte), die der Kirch-Konzern als Folge seiner Strategie in diesen Jahren gezahlt hat, 
einer der wesentlichen Gründe für den nachfolgenden Konkurs war. Danach gingen die Preise 
wieder zurück, was nicht nur auf Kirch's Zahlungsunfähigkeit, sondern auch auf die Werbe-
krise im privaten Fernsehen in Deutschland und auf gesunkene Einschaltquoten zurückzufüh-
ren ist.3

 

 

3 Produktionscharakteristika von Spitzensportveranstaltungen und die 
Entstehung von Star-Einkommen  

 

Für das Verständnis der hier diskutierten Probleme ist es aufschlussreich, die Produktionscha-
rakteristika von Topsportveranstaltungen und den Zusammenhang zwischen den Fernsehrech-
tepreisen und den Einkommen der Sportstars zu betrachten. Dieser unterscheidet sich nämlich 
stark von den meisten anderen Berufsfeldern. 

Grundsätzlich gilt, dass die Erlösstruktur von Sportveranstaltern (insbesondere auch von Fuß-
ballbundesligavereinen) im wesentlichen durch vier Erlösarten geprägt ist: 1. Eintrittskarten 
für Stadionbesucher, 2. Fernsehrechte, 3. Sponsoring und Werbung und 4. Merchandising 
(vgl. DFL, 2003). Dabei ist insbesondere von Bedeutung, dass auch der Umfang der anderen 
drei Erlösarten (also Eintrittskarten für Stadionbesucher, Sponsoring, Werbung und Merchan-
dising) grundsätzlich positiv von der Fernseh-Coverage beeinflusst wird. Die Veranstalter 
können damit rechnen, dass auch ihre anderen Erlöse steigen, wenn das betreffende Ereignis 
oder die entsprechende Veranstaltungsserie im Fernsehen gezeigt wird. 

Wenn wir uns die Kosten der Sportveranstalter, z.B. der Fußballbundesligavereine, anschau-
en, können wir im wesentlichen zwei Gruppen unterscheiden. Die erste Gruppe sind die fun-
giblen Faktoren, d.h. solche, die längerfristig unbegrenzt zur Verfügung stehen, bei Sportver-
anstaltern z.B. Stadien- und Hallenmieten, Eintrittskartenverkäufer, etc. Dies würde beim 
Film etwa der Kategorie „below the line“ entsprechen.  

Die zweite sind die positionalen Faktoren, die bei Filmproduktionen als „above the line“ be-
zeichnet würden. Diese sind, analog zum oben Genannten, charakterisiert als solche mit (mehr 
oder minder) inelastischer Angebotsfunktion. Dazu gehören die erstklassigen Spieler und 
Trainer, insbesondere die Stars (vgl. Franck, 2001; Kruse, 2001), die für den sportlichen und 

                                                 

3  Die gesunkenen Einschaltquoten können teilweise als Folge eines größeren Angebots an Spitzenfußball im 
deutschen Fernsehen (u.a. wegen höherer Anzahl von Champions-League-Spielen) interpretiert werden.    
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wirtschaftlichen Erfolg besonders wichtig sind. Diese verdienen es, hier eigenständig analy-
siert zu werden. 

Das weitgehend inelastische Angebot an Sportstars einer bestimmten Gattung ist in der Ab-
bildung 3 dargestellt. Die langfristige Angebotsfunktion AS ist hier nicht völlig inelastisch 
eingezeichnet, weil z.B. für die Vereine der Fußballbundesliga auch bei Starspielern durchaus 
ein ausländisches Angebot vorhanden ist, das mengenmäßig von den Einkommen der Fußbal-
ler im Inland bestimmt wird. Es hängt auch vom relativen Einkommensniveau ab, in welchem 
Umfang Spieler aus anderen Ländern in der Bundesliga spielen. Dennoch ist das Angebot an 
Starspielern weitgehend inelastisch. 

Wenn sich die Nachfragefunktion der Bundesligavereine nach Klassespielern also von N1 auf 
N2 verschiebt, tritt im wesentlichen ein starker Preiseffekt von P1 auf P2 ein. Mit anderen 
Worten, die zusätzlichen Erlöse der Vereine aufgrund gestiegener Nachfrage führen zu höhe-
ren Einkommen der Sportstars (direkt und indirekt). Man könnte auch sagen, dass die Ein-
nahmesteigerungen der Bundesliga im wesentlichen an die Spieler weitergereicht werden. 

 

N1

AF

H

X1

P1
PF

N2

P2

AS

X3

J

Einkommen

Menge

S

 

Abb. 3: Inelastisches Angebot an Sportstars 

Dieser Effekt ist in der Fußballbundesliga deshalb besonders stark ausgeprägt, weil die Verei-
ne selbst keine gewinnorientierten Unternehmen sind, sondern vor allem prestigeorientierte 
Institutionen. Ihre Entscheidungsträger sind im wesentlichen nicht an den Einnahmeüber-
schüssen interessiert, sondern am prestigeträchtigen sportlichen Erfolg. Sie tendieren immer 
dazu, die (möglichst hohen) Einnahmen - auch ohne Rentabilitätskalkül - für den Einkauf 
neuer Spieler und entsprechende Gehälter zu verwenden, in der Hoffnung, den sportlichen 
Erfolg noch steigern zu können (Quitzau/Kruse, 2003).  

Der Zusammenhang zwischen den Vereinserlösen und den Spielereinkommen gilt generell, 
allerdings besonders extrem bei den jeweiligen Stars. Dies ist in der Abbildung 4 schematisch 
veranschaulicht, in der die Abszisse die „Qualität“ der Profis repräsentiert. Die Kurve Z1 rep-
räsentiert die relativen Einkommen mittlerer und Topspieler in der Ausgangssituation (ver-
gleichbar mit der Ausgangssituation in Abb. 3). Sie zeigt, dass die Spitzenspieler deutlich 
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mehr verdienen als durchschnittliche Bundesligaspieler. Wenn die Nachfrage (insb. des Fern-
sehens) und damit das Budget der Clubs steigt, kommen wir zu einer Kurve Z2, die durch eine 
sehr viel stärkere finanzielle Differenzierung von Stars und nachrangigen Spielern gekenn-
zeichnet ist. D.h. die Budgetzuwächse gehen überproportional stark an die Superstars (Franck, 
2001). Dieser empirisch beobachtbare Effekt erklärt sich im wesentlichen (bzw. wird ver-
stärkt) durch die überragende Bedeutung des Fernsehens für die Entwicklung des Sports bzw. 
der jeweiligen Sportart und der Wahrnehmung durch das Publikum (Kruse, 2001). 

 
Preis

Einkommen

Mittel Top Qualität

Z2

Z1

 

Abb. 4: Spieler-Qualität und Positional-Einkommen 

Das Gleiche gilt allerdings auch für Erlösrückgänge. Ebenso wie die Fußballstars die Nutz-
nießer der Entwicklung des Fernsehen in den 90er Jahren waren, haben sie in der Nach-Kirch-
Ära auch die Rückgänge zu tragen.4     

 

 

                                                 

4  Insofern kann man sagen, dass die Top-Profis in ökonomischer Betrachtung mittelfristig quasi Residualein-
kommen beziehen, wenngleich sie kurzfristig und in rechtlicher Sicht zweifellos Kontrakteinkommen erhal-
ten. 
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4 Fernsehsystem und Gebührenfinanzierung 
 

Die Nachfrage nach Sportfernsehrechten wird von den Fernsehprogrammen entsprechend ih-
rer jeweiligen Ziele und Erlösmöglichkeiten ausgeübt. Letzteres ist im dualen Rundfunksys-
tem in Deutschland bei den gegebenen Typen von Fernsehprogrammen recht unterschiedlich.  

Die gesamte Fernsehsektorstruktur ist in Abbildung 5 grob veranschaulicht, wobei in Produk-
tionsebene, Programmebene und Distributionsebene unterschieden wird. Die Programmebene 
ist die publizistisch und wirtschaftlich eigentlich relevante Ebene.  
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Abb. 5: Sektorstruktur des Fernsehens 

Die Abbildung 5 zeigt die übliche Unterscheidung zwischen Free- und Pay-TV (Abo-TV), 
während Pay-per-View und Video-on-Demand hier nicht weiter berücksichtigt werden. Das 
Free-TV umfasst die Fernsehprogramme, für deren Konsum die Zuschauer keine programm- 
oder sendungsspezifischen Preise zu zahlen haben. Sie werden unterschieden in gebühren- 
und werbefinanzierte Programme. 

Es liegt nahe, die überwiegend gebührenfinanzierten, öffentlich-rechtlichen Programme den 
kommerziellen (werbefinanzierte und Pay-TV) Programmen gegenüberzustellen, die einem 
Gewinnmaximierungskalkül unterliegen. Auch wenn das Pay-TV für die Entwicklung der 
Bundesligafernseherlöse der letzten Jahre eine sehr große Rolle gespielt hat, stellen wir hier 
die werbefinanzierten Programme in den Vordergrund und betrachten ihre Konkurrenzsituati-
on zu den gebührenfinanzierten. 

Grundsätzlich und abgesehen von den genannten kurzfristigen strategischen Aspekten) kann 
die Zahlungsbereitschaft eines privaten werbefinanzierten Programmes für ein bestimmtes 
Sportfernsehrecht nur so weit gehen, wie die Kosten ihrerseits auf der Erlösseite refinanzier-
bar sind. 

Aus ökonomischer Sicht wesentlich komplizierter und problematischer ist in diesem Zusam-
menhang die Frage, wie beim gebührenfinanzierten Fernsehen die Nachfrage nach Sportrech-
ten bestimmt wird. Diesbezüglich sind einerseits die Ziele der öffentlich-rechtlichen Rund-
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funkanstalten und andererseits ihre Budgets zu betrachten. Bei letzterem steht damit die 
Rundfunkgebühr im Mittelpunkt. 

Wenngleich die TV-Rundfunkgebühr in den rund fünfzig Jahren ihrer Existenz in rechtlicher 
Hinsicht weitgehend stabil geblieben ist, hat sie sich nicht nur quantitativ, sondern vor allem 
auch bezüglich ihres ökonomischen Charakters gravierend verändert. Dies ist in Abbildung 6 
veranschaulicht. Die beiden Extrempunkte der ökonomischen Interpretation der Rundfunkge-
bühr sind „Preis“ und „Steuer“.  

 

Preis Steuer

Heute

Einführung des
privaten Fernsehens
1983

ARD-ZDF-Kollektiv-
Monopol

ARD-Monopol50er Jahre

60er/70erJahre

 

Abb. 6: Ökonomischer Charakter der Rundfunkgebühren im Wandel 

In der Ausgangssituation des Fernsehens in Deutschland, also zu Zeiten des ARD-Monopols, 
war die Rundfunkgebühr quasi ein Preis. Jeder, der das Programm konsumieren wollte, hatte 
die Rundfunkgebühr zu zahlen5 - und niemand sonst. Insofern kann man für diese Zeit öko-
nomisch durchaus von einem Pay-TV-System sprechen, auch wenn dies in der Rundfunkdis-
kussion nicht üblich ist.  

Dieser Charakter blieb auch im wesentlichen erhalten und wurde nur geringfügig modifiziert 
als das ZDF hinzukam. ARD und ZDF verhielten sich sowohl auf der Gebühren- und Pro-
grammseite6 als auch auf der Nachfrageseite (nach Filmen, Sport und anderen Inhalten) quasi 
als Kollektivmonopol.  

Die Sachverhalte änderten sich erst gravierend, als das private Fernsehen eingeführt wurde. 
Seit 1983 hat die Rundfunkgebühr einen wesentlich stärkeren Steuercharakter. Jeder, der ein 
empfangsbereites Fernsehgerät besitzt, hat die Rundfunkgebühr zu zahlen, unabhängig davon, 
ob er tatsächlich öffentlich-rechtliche Programme konsumiert oder nicht (vgl. u.a. Hamm, 
1998).  

Gleichwohl war in der Mitte der 80er Jahre die Vorstellung, dass jemand ein Fernsehgerät 
besaß ohne öffentlich-rechtliche Programme zu sehen, eher eine theoretische Möglichkeit 
ohne praktische Relevanz.  

                                                 

5  Das Phänomen der „Schwarzseher“ ändert daran ebenso wenig wie die Existenz von Ladendieben im Super-
markt. 

6  Es existierte kein wirtschaftlich relevanter Programmwettbewerb und es gab keine Differenzierung der Rund-
funkgebühren nach Einschaltquoten oder anderen Erfolgs- oder Qualitätsmaßstäben.     
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Dies hat sich jedoch bis heute kontinuierlich und deutlich verändert. Gegenwärtig gibt es eine 
größere Anzahl von Zuschauern, die überwiegend oder ausschließlich private Programme 
sehen, und dennoch die Rundfunkgebühr zahlen müssen. Heute hat die Rundfunkgebühr öko-
nomisch weitgehend einen Steuercharakter. Sie unterscheidet sich von einer „echten Steuer“ 
im wesentlichen nur durch das nicht erfüllte Nonaffektationsprinzip7 und durch die Tatsache, 
dass nur Fernsehgerätebesitzer zahlen müssen und nicht jeder Bürger.8

Als Folge des veränderten ökonomischen Charakters der Rundfunkgebühr hat sich auch die 
ökonomische Legitimation öffentlich-rechtlicher Inhalte im Zeitablauf verändert, wie der 
nächste Abschnitt zeigen wird. 

 

 

5 Ökonomische Legitimation für verschiedene Inhalte in öffentlich-
rechtlichen Fernsehprogrammen  

 

Jetzt geht es um die zentrale Frage, welche ökonomische Legitimation für bestimmte Inhalte 
in öffentlich-rechtlichen Programmen besteht. Dabei werden weder rechtliche Vorgaben be-
rücksichtigt noch die konkrete historische Entwicklung. 

Unter den Bedingungen einer marktwirtschaftlichen Ordnung kann man grundsätzlich davon 
ausgehen, dass ein privatwirtschaftliches Fernsehsystem mit werbefinanzierten Programmen 
in dem Sinne effizient ist, dass das Programmangebot den Präferenzen der Zuschauer ent-
spricht. Die Programmveranstalter haben starke Anreize, diejenigen Inhalte bzw. Sendungen 
anzubieten, die hohe Einschaltquoten (aufgrund großen Zuschauerinteresses) versprechen, da 
dies hohe Werbeerlöse generiert.  

Die Frage ist dann, wie unter diesen Bedingungen das Angebot öffentlich-rechtlicher Fernseh-
anstalten ökonomisch überhaupt noch begründet werden kann. Im wesentlichen kommen dazu 
drei normative Argumente in Betracht, 

1. die Bereitstellung von „gesellschaftlich wertvollen“ Inhalten, 
2. die Erzeugung oder Verbesserung der „publizistischen Vielfalt“ und 
3. die Verbesserung oder Gewährleistung „institutioneller Vielfalt“. 

Die dritte Begründung wird im folgenden nicht weiter beachtet. Sie zielt darauf ab, dass die 
verschiedenen Programmveranstalter des gesamten Fernseh- und Mediensektors möglichst 
dezentral (d.h. voneinander wirtschaftlich unabhängig) und institutionell unterschiedlich sein 
sollten, da eine ausgeprägte Trägerpluralität eine gute Gewähr für eine effektive Meinungs-
freiheit und publizistische Vielfalt bietet. 

Im privaten Fernsehsektor erfordert dies in erster Linie die Abwesenheit einer hohen Konzent-
ration auf der Veranstalterebene, und zwar sowohl wegen des wirtschaftlichen Wettbewerbs 
als auch wegen der potentiellen Gefahren für die Meinungsvielfalt. Genau dies ist in Deutsch-
                                                 

7  Das heißt, dass die Rundfunkgebühren nicht in die allgemeinen staatlichen Budgets eingehen, sondern separat 
gehalten werden und nur für den Rundfunkzweck verwendet werden.  

8  Dies ist natürlich eine sehr verkürzte Darstellung, die die Existenz anderer Zwischenformen in der  staatlichen 
und öffentlichen Finanzwirtschaft außer Betracht lässt, aber für hiesige Zwecke ausreicht.    
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land als Folge sowohl politischer Einflüsse als auch unternehmerischer Entwicklungen nicht 
gegeben. Die Pleite des Kirch-Konzerns hat das Gefahrenpotential für die wettbewerbliche 
Struktur des privaten Fernsehsektors erneut aufgezeigt. Ihre Rolle für die Dezentralität der 
deutschen Fernsehprogramme ist deshalb heute eines der besten Argumente für die prinzipiel-
le Existenz der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten. Allerdings sollten diese auch unter-
einander institutionell vielfältiger sein als das jetzt der Fall ist. 

Wenn man einmal von der institutionellen Kategorie absieht, bleiben die ersten beiden Be-
gründungen der „gesellschaftlich wertvollen Inhalte“ und der „publizistischen Vielfalt“. Da 
Aussagen über den Wert bestimmter Inhalte und Sendungen im Fernsehen in einem ökono-
misch-wissenschaftlichen Kontext immer hochproblematisch sind, beschränken wir uns hier 
auf die Aussage, dass „wertvolle Inhalte“ solche sind, bei denen ein gesellschaftliches Interes-
se daran besteht, dass sie im Fernsehen verfügbar sind. 9 In diesem Sinne ist Spalte W in Ab-
bildung 7 zu interpretieren, wobei sich die Wertung auf die einzelne Sendung bzw. den jewei-
ligen Inhalt per se bezieht.  

 
 „normale“ 

Inhalte 
Angebote zur 
publizis-
tischen Viel-
falt 

„wertvolle“ 
Inhalte 

K  A  T V W 

populär, hohe 
Einschalt-
quoten 

 

Positional-
Faktoren, 
hohe  
Kosten 

 
P 1 2 3 

populär, hohe 
Einschalt-
quoten 

 

Keine Posi-
tional-
Faktoren, 
geringe 
Kosten 

 
Z 4 5 6 

nicht populär 
Spezial-
Interessen 

 

idR keine 
Positional- 
Faktoren, 
geringe 
Kosten 

 
N 7 8 9 

ÖR 

 
 

Abb. 7: Ökonomische Legitimation öffentlich-rechtlicher Programminhalte 

Im Unterschied dazu bezieht sich Spalte V auf das gesamte Programmangebot für die Zu-
schauer. Sie enthält eventuelle zusätzliche Angebote, die zur Erhöhung der publizistischen 
Vielfalt (einschließlich Pluralität politischer Meinungen, Weltanschauungen etc., vgl. Kruse, 
1996) aus einer gesellschaftlichen Sicht für wünschenswert gehalten werden. Dies ist ein zent-
raler Bestandteil fast aller Zielformulierungen in Mediengesetzen etc. und unterliegt im kon-
kreten Fall natürlich ebenfalls problematischen Werturteilen. 

                                                 

9  Auch wenn die Definition ähnlich klingt, ist der Sachverhalt nicht der gleiche, der in einem anderen theoreti-
schen Kontext als „meritorisch“ bezeichnet wird. Der Unterschied wird im folgenden noch deutlich werden.  



11 

Die Spalte T enthält alle anderen Inhalte, für die also keine besonderen Argumente gelten.10 
Selbstverständlich gelten für alle Felder der Abbildung 7 die generellen gesetzlichen Restrik-
tionen aufgrund von Zielen des Jugendschutzes, der Verhinderung bestimmter Gewaltdarstel-
lungen oder der Diskriminierung bestimmter Personengruppen etc.     

Es liegt vielleicht nahe, die Spalten W und V insgesamt (und nur diese) zum klassischen Auf-
gabenbereich der öffentlich-rechtlichen Programme zu zählen und die Gebührenaufwendun-
gen für solche Inhalte damit für legitim zu erklären. Eine zentrale Frage wäre dann, wie diese 
von den „normalen Inhalten“ abzugrenzen sind. Dies beinhaltet für konkrete Fälle eine 
schwierige Bewertungsentscheidung, für die keine harten Kriterien verfügbar sind, und die 
deshalb stark von Interessen und politischen Opportunitäten bestimmt werden dürfte.  

Zweitens ist zu hinterfragen, ob bestimmte Inhalte aus W und V nicht ohnehin gesendet wür-
den und den Zuschauern gratis zur Verfügung stünden. Drittens stellt sich die Frage der Kos-
ten und damit des Gebührenaufwandes für bestimmte Sendungen. Und viertens sind die Kon-
sequenzen für die privaten Programme von Bedeutung. 

Hier soll ein neuer Ansatz verfolgt werden, der das Problem der ökonomischen Legitimität 
bestimmter öffentlich-rechtlicher TV-Inhalte unter Berücksichtigung der spezifischen Gebüh-
renvolumina für bestimmte Kategorien von Sendungen angeht. Dazu betrachten wir zunächst 
die Spalte K, in der zwischen populären Inhalten, für die hohe Einschaltquoten zu erwarten 
sind, von nicht populären Inhalten bzw. Spezialinteressen unterschieden wird, die nur geringe 
Einschaltquoten erwarten lassen.  

Bei den populären Inhalten mit hohen Einschaltquoten wird wiederum unterschieden (in Spal-
te A der Tabelle) in solche Sendungen, die Positionalfaktoren bzw. positionale Senderechte 
erfordern, und solche, bei denen das nicht der Fall ist. Immer dann, wenn populäre Sendungen 
Positionalfaktoren erfordern, kann man davon ausgehen, dass hohe Kosten entstehen. Die 
Kosten steigen mittelfristig mit der Popularität der Sendungen und den entsprechenden Ein-
schaltquoten.  

Betrachten wir zunächst die Felder 8 und 9 der Abbildung 7. Diese betreffen solche Sendun-
gen bzw. Inhalte, die erstens entweder per se als gesellschaftlich wertvoll betrachtet oder die 
zur Steigerung der publizistischen Vielfalt für wünschenswert gehalten werden. Zweitens sind 
sie nicht für ein großes Publikum von Bedeutung, sondern bedienen eher speziellere Interes-
sen kleiner Zuschauergruppen.  

Derartige Sendungen benötigen typischerweise keine teuren Positionalfaktoren und verursa-
chen vergleichsweise geringe Kosten. Letzteres gilt natürlich nicht immer, da auch unpopuläre 
Sendungen hohe Produktionskosten mit sich bringen können, insbesondere wenn es sich um 
Eigen- oder Auftrags Produktionen der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten handelt. 
Grundsätzlich ist hier eine normative Abwägung erforderlich, ob dieser Gebührenaufwand 
durch den gesellschaftlichen Wert der betreffenden Sendungen im Sinne der öffentlich-
rechtlichen Zielsetzungen zu rechtfertigen ist. 

Die Felder 8 und 9 bilden den Kernbereich der ökonomischen Existenzberechtigung öffent-
lich-rechtlicher Rundfunkanstalten. Deren Vertreter argumentieren in der öffentlichen Diskus-
sion auch häufig mit Programminhalten, die in diesem Bereich angesiedelt werden können. 

                                                 

10  Allerdings wird das Senden von massenattraktiven Inhalten auch damit begründet, dass die Zuschauer auf 
diese Weise auf gesellschaftlich wertvolle Sendungen weitergeleitet werden können (audience flow). 
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Aus ökonomischer Sicht können derartige Sendungen als meritorische Angebote bezeichnet 
werden. 11

Die Inhalte der Felder 8 und 9 sind nicht nur vergleichsweise billig und erfordern somit nur 
relativ geringe Rundfunkgebühren. Es bestehen auch keine gravierenden Wettbewerbsprob-
leme mit den privaten Fernsehprogrammen. Diesbezüglich kann also nicht von wettbewerbs-
verzerrenden Wirkungen der Rundfunkgebühren in der Beschaffungskonkurrenz mit den Pri-
vaten gesprochen werden. Inhaltliche Angebote der öffentlich-rechtlichen Programme sind in 
diesem Bereich insofern auch aus ökonomischer Sicht unproblematisch und normativ gut zu 
begründen. 

Für Feld 7 gilt, dass es grundsätzlich nicht zum eigentlichen öffentlich-rechtlichen Aufgaben-
bereich gehört, da es keine gesellschaftlich förderungswürdigen Inhalte betrifft. Wenn und 
soweit die Kosten allerdings relativ gering sind, kann man öffentlich-rechtliche Angebote in 
dieser Kategorie dennoch tolerieren. 

Letzteres könnte man in großzügiger Auslegung grundsätzlich auch für die Felder 5 und 6 
postulieren, wenn man primär auf den gesellschaftlichen Wert der Inhalte abstellt. Allerdings 
ist diese Argumentation aus ökonomischer Sicht wesentlich problematischer. Zwar sind auch 
hier die Kosten für die Gebührenzahler im Durchschnitt vergleichsweise gering. Aber die Fel-
der 5 und 6 umfassen populäre Inhalte, die ansonsten ohnehin von privaten Programmen an-
geboten würden. Interessierte Zuschauer könnten diese auch ohne Gebührenaufwand in der 
Regel gratis konsumieren (wenngleich typischerweise mit Werbeunterbrechungen). Außerdem 
besteht eine problematische, asymmetrische Konkurrenzsituation zu den privaten Fernseh-
veranstaltern sowohl auf der Programmebene als auch auf den Beschaffungsmärkten. 

Für das in Zeile Z verbleibende Feld 4 gelten die zuletzt genannten Argumente ebenfalls. Al-
lerdings sind die Inhalte weder „wertvoll“ noch (bei genügender Zahl von Fernsehprogram-
men) erforderlich für publizistische Vielfalt, so dass öffentlich-rechtliche Angebote hier kaum 
zu begründen sind. 

Für die Felder 1 bis 3 (Zeile P) gilt, dass sie aufgrund ihrer Popularität hohe Einschaltquoten 
versprechen und insofern von den Privaten bevorzugt angeboten werden. Außerdem sind es 
gerade diejenigen Inhalte, die Positionalfaktoren erfordern und insofern hohe Kosten verursa-
chen. 

Wenn die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten derartige Rechte oder Faktoren einkaufen 
und senden, wird ein relativ großer Teil ihres Gebührenaufkommens für Sendungen verwen-
det, die in jedem Fall im privaten Fernsehen zu sehen wären, also von jedem Zuschauer kon-
sumiert werden könnten.12  

Hinzu kommt, dass dies genau diejenigen Sendungen sind, auf die die privaten Fernsehpro-
gramme in besonderer Weise angewiesen sind, um Werbeeinnahmen zu generieren und Pro-

                                                 

11  Ein meritorisches Gut ist in ökonomischer Terminologie nicht nur dadurch definiert, das ihm ein gesellschaft-
licher Wert zugemessen wird, sondern auch dadurch, dass es durch rein marktliche Prozesse nicht in er-
wünschtem Umfang bereitgestellt wird. Dies ist der Grund, warum oben bei der Einführung der „wertvollen 
Inhalte“ nicht der Begriff der meritorischen Inhalte verwendet wurde, da die Systematik der Abbildung 7 die 
Frage der marktlichen Bereitstellung erst durch „Popularität“ in Spalte K angeht. 

12  Unter den deutschen Bedingungen eines wenig entwickelten Pay-TV-Systems wäre der Konsum für die Zu-
schauer in der Regel auch gratis möglich, das heißt im werbefinanzierten Fernsehen. Vgl. hierzu und zur 
Schutzlistenproblematik für besonders bedeutsame Sportveranstaltungen Kruse, 2004. 
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grammmarken zu etablieren. Auf den einschlägigen Beschaffungsmärkten ist eine Nachfrage-
konkurrenz durch die öffentlich-rechtlichen Programme, die keinem Rentabilitätskalkül unter-
liegen, besonders fragwürdig, zumal dies die Rechtepreise nach oben treibt, wie Abschnitt 6 
zeigen wird. 

Für die Inhalte in Zeile P besteht deshalb keinerlei ökonomische Legitimation, sie aus Gebüh-
renmitteln zu finanzieren und im öffentlich-rechtlichen Fernsehen zu senden. Deren dortige 
Aktivitäten stellen ein gravierendes Problem für die duale Rundfunkordnung in Deutschland 
dar. In extremer Weise gilt dies für Feld 1. 13  

Bezogen auf populäre Spitzensportveranstaltungen kann man sagen, dass sie gerade typische 
Beispiele für das Feld 1 sind. Dies gilt beim Fußball z.B. für die Bundesliga, Champions Lea-
gue, Welt- und Europameisterschaften, für die Olympischen Spiele und die Spitzenevents in 
allen populären Sportarten. Derartige Fernsehrechte zu erwerben kann man als Missbrauch der 
Rundfunkgebühren bezeichnen.  

Demgegenüber fällt die große Zahl der „Fernseh-Randsportarten“ in Zeile N der Abbildung 7. 
Dabei kann man sicher darüber streiten, ob und welche solcher Sportveranstaltungen in die 
Felder 7 oder 8 fallen. Das heißt, entsprechende Übertragungen oder Berichterstattungen in 
öffentlich-rechtlichen Programmen können nicht nur tolerabel sein, sondern sind bei gegebe-
nem Gebührenaufkommen auch begründbar.  

Zahlreiche Sportarten haben in den letzten Jahren versucht, eine höhere Fernseh-Coverage zu 
erreichen (Schellhaaß, 2003b), um das Sponsoren-Interesse zu steigern. Wenn die öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten ausgerechnet von den Randsportarten verlangen, diesbezügli-
che Übertragungen müssten für sie kostenneutral sein, ist dies geradezu eine Verkehrung der 
ökonomischen Logik.  

Auf der Basis einer Vereinfachung des vorher Gesagten kann man die grundsätzlich mögli-
chen Programmstrategien der öffentlich-rechtlichen Anstalten durch ein Kontinuum darstel-
len, dessen Randpunkte als 

* meritorische Strategie und 
* Einschaltquoten-Strategie 

bezeichnet werden können. Eine meritorische Strategie ist durch eine Beschränkung der öf-
fentlich-rechtlichen Programmpolitik auf die Felder 8 und 9 charakterisiert. Diese sind im 
Sinne gesellschaftlicher Präferenzen wertvoll oder dienen der Erhöhung einer erwünschten 
publizistischen Vielfalt und würden ohne additive Angebote den Konsumenten nicht zur Ver-
fügung stehen. 

Eine Einschaltquotenstrategie ist dadurch charakterisiert, dass im Rahmen des verfügbaren 
Budgets diejenigen Inhalte angeboten werden, die die höchsten Einschaltquoten versprechen, 
und zwar grundsätzlich ohne Rücksicht auf den besonderen Charakter der steuerähnlichen 
Finanzierungsform durch Gebühren und den spezifischen Auftrag. Dies wäre bei den Feldern 
1 bis 3 erfüllt. 

                                                 

13  Bei Feld 3 würden die Vertreter der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ihre Aktivitäten sicher noch mit 
den „wertvollen“ Inhalten begründen, was jedoch nicht wirklich überzeugen kann, weil (1) diese ohnehin für 
jeden Zuschauer zu sehen wären und (2) das Gebührenbudget besonders stark in Anspruch genommen würde.  
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Grundsätzlich kann man davon ausgehen, dass die öffentlich-rechtlichen Programme in ihrer 
Gesamtheit sehr unterschiedliche Sendungen ausstrahlen, die in unterschiedliche Felder fallen. 
Allerdings muss man festhalten, dass die Programmstrategien mindestens der bundesweiten 
öffentlich-rechtlichen Hauptprogramme von ARD und ZDF deutliche Merkmale einer Ein-
schaltquotenstrategie zeigen und dies auch in den Verhaltensweisen auf den Beschaffungs-
märkten für Sportrechte (und andere Top-Software) deutlich wird. 

 

 

6 Konkurrenz zwischen öffentlich-rechtlichen und privaten Program-
men um Spitzensportrechte 

 

Betrachten wir die Konkurrenz (in Form einer direkten Rivalität) zwischen öffentlich-
rechtlichen und privaten Fernsehanstalten um eine  bestimmte Menge von Top-Sportrechten 
(entsprechend der Strecke AB in Abb. 8).  

 
Preise für
positionale
Sportrechte
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positionale
Sportrechte
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Abb. 8: Beschaffungskonkurrenz zwischen privaten und öffentlich-rechtlichen 
Programmen um positionale Sportrechte 
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Die Mengen der privaten Programme sind wie üblich von links nach rechts eingetragen. Die 
Ausgangsnachfragefunktion ist NW1. Für die Nachfrage der öffentlich-rechtlichen Programme 
sind die Mengen von rechts (ab B) nach links abgetragen. Ihre Nachfragefunktion ist in der 
Ausgangssituation NÖE. 

Der Schnittpunkt R determiniert nicht nur die mengenmäßige Verteilung der Top-Sportrechte 
auf öffentlich-rechtliche (XRB) und private (AXR) Programme, sondern auch den sich auf den 
Rechtemärkten bildenden Preis P2. Wären die Werbeerlöse der Privaten höher, würde eine 
Nachfragefunktion wie z.B. NW2  gelten, so dass sich ein Preis P3 einstellen und ein höherer 
Anteil an Sportrechten (AXS) auf die Privaten entfallen würde. Die aktuelle „Werbekrise“ des 
privaten Fernsehens kann also als Verschiebung von NW2  nach NW1 dargestellt werden. 

Die eingezeichnete Nachfragefunktion NÖE der öffentlich-rechtlichen Programme setzt vor-
aus, dass erstens eine bestimmte Gebührenhöhe vorhanden ist, und unterstellt zweitens, dass 
die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten grundsätzlich eine Einschaltquotenstrategie ver-
folgen. Falls stattdessen eine überwiegend meritorische Programmpolitik mit nur moderater 
Einschaltquotenzielsetzung verfolgt würde, wäre die einschlägige Nachfragefunktion etwa 
NÖM, bei der sich ein niedrigerer Preis PM herausbilden würde.14 Bei einer ganz konsequenten 
meritorischen Programmstrategie der öffentlich-rechtlichen Fernsehanstalten würden diese 
keinerlei positionale Sportrechte erwerben und der Preis wäre für die Privaten P1. 

Angenommen, die Rundfunkgebühren würden (bei Weiterbestehen der Einschaltquotenstrate-
gie) erhöht, so dass die Nachfragefunktion der öffentlich-rechtlichen Programme sich von NÖE 
auf NÖX verschiebt und am Beschaffungsmarkt der Punkt T gilt. Als Folge steigt die öffent-
lich-rechtliche Einkaufsmenge an positionalen Inputs auf BXT, was bei entsprechender Pro-
grammpolitik zu einer Erhöhung ihrer Marktanteile führt. Außerdem steigt der Preis von P2 
auf P4. 

Letzteres impliziert eine Erlössteigerung für die positionalen Rechteanbieter, was im wesent-
lichen zu einer Einkommenserhöhung für die entsprechenden Profis führt, und zwar vor allem 
für die Stars.  

Bedeutsame Effekte unterschiedlicher Gebührenhöhen und unterschiedlicher Programmstrate-
gien zeigen sich an den Gebührenvolumina, die die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
für den Topsport ausgeben. Bei einer moderaten meritorischen Strategie (Punkt V) wird der 
Gebührenaufwand durch die Fläche XVBDV repräsentiert, im Ausgangsfall (Punkt R) durch 
die Fläche RXRBE und im dritten Fall der Gebührenerhöhung (Punkt T) durch die Fläche 
TXTBF. Mit anderen Worten: Es kommt bei hohen Rundfunkgebühren und vorherrschender 
Einschaltquotenstrategie zu einem besonders hohen Gebührenaufwand für den Spitzensport, 
und zwar einerseits wegen der Mengen- und andererseits wegen der Preiseffekte, die eine en-
dogene Folge der genannten Zusammenhänge auf Märkten für positionale Güter sind. 

Besonders problematisch ist dabei, dass die öffentlich-rechtlichen Programme wesentlich zu 
den hohen Preisen beitragen - und dann höhere Gebühren fordern, weil ihre Beschaffungskos-
ten gestiegen sind. Wegen dieser Kosten-Endogenität bei positionalen Faktoren ist die Gebüh-
renanpassung nach Kostenänderungen, wie sie in Deutschland prinzipiell vorgenommen wird, 
ökonomisch dysfunktional. 

                                                 

14  Eine Verschiebung der Nachfragefunktion auf NÖM würde sich auch dann ergeben, wenn die Gebühreneinah-
men geringer wären. 
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7 Fazit  
 

Die Legitimation der öffentlich-rechtlichen Programme für Spitzensportveranstaltungen hat 
sich im Laufe der Zeit (vgl. Abb. 6) wesentlich verändert. Wenn man das gemeinsame Mono-
pol von ARD und ZDF bis in die 70er Jahre als gegeben unterstellt, waren damals sämtliche 
Inhalte der Felder 1 bis 9 der Abbildung 7 aus ökonomischer Sicht legitim. Allerdings hatte 
die Zeile P bei weitem nicht die heutige Bedeutung, da hohe Einschaltquoten ohne Nachfra-
gekonkurrenz keineswegs zu hohen Preisen auf den Rechtemärkten führen. Insofern waren 
selbst populäre Spitzensportereignisse eine vergleichsweise kostengünstige Programmware. 

Aus ökonomischer Sicht hätten die zahlenden Zuschauer gewissermaßen ein Anrecht auf ein 
Fernsehangebot gehabt, das ihren Präferenzen bestmöglich entspricht. Allerdings spielten 
Sportberichterstattungen und Sportübertragungen damals in den Programmen eher eine Ne-
benrolle, was sicher nicht mit einem geringen Sportinteresse der damaligen Zuschauer erklärt 
werden kann.  

Für die aktuelle Situation in Deutschland fällt die Beurteilung gänzlich anders aus. Unter den 
Bedingungen einer dualen Rundfunkordnung mit einem funktionsfähigen System privater 
Fernsehprogramme mit hoher technischer Reichweite existiert keine ökonomische Berechti-
gung für populären Spitzensport im öffentlich-rechtlichen Fernsehen. Die betreffenden Sport-
veranstaltungen würden von den privaten Programmen ohnehin angeboten und in der Regel 
von den Zuschauern gratis konsumiert werden können. 

Hierbei handelt es sich um solche Sportsendungen, die aufgrund ihres positionalen Charakters 
besonders hohe Kosten verursachen. Wenn die öffentlich-rechtlichen Programme derartige 
Rechte einkaufen, steht ein relativ großes Gebührenvolumen nicht mehr für Sendungen zur 
Verfügung, die zu ihrem eigentlichen Aufgabenbereich gehören, nämlich meritorische Ange-
bote. Eine solche Programmpolitik tangiert jedoch die ökonomische Existenzberechtigung der 
Anstalten. Allerdings wird dieses Verhalten von den Politikern indirekt gefördert.15

Für die privaten Fernsehprogramme sind populäre Sportveranstaltungen von besonderer Be-
deutung, um öffentliche Aufmerksamkeit und (direkt und indirekt) Werbeeinnahmen zu gene-
rieren. Wenn die gebührenfinanzierten Programme auf den diesbezüglichen Rechtemärkten 
als Nachfragekonkurrenten auftreten und damit die Preise erhöhen, ist dies als Wettbewerbs-
verzerrung zu klassifizieren, die das Prinzip der dualen Rundfunkordnung verletzt. 

Abschließend stellt sich für Sportinteressierte die bange Frage, welches die Konsequenzen 
gewesen wären, wenn die ARD im Frühjahr 2003 nicht die Bundesligarechte erwerben hätte. 
Wäre dann der Bundesliga-Fußball gar nicht im Free-TV zu sehen? Dies ist nicht zu erwarten, 
da die Bundesligavereine auf eine einschaltquotenstarke Fernseh-Coverage der Spiele ange-
wiesen sind, insbesondere im Hinblick auf ihre Sponsoren-, Eintrittskarten- und sonstigen 
Erlöse. Die Preise für die Fernsehrechte wären also weiter gefallen, bis für eines der privaten 
Programme die Rentabilitätsschwelle erreicht wäre. Die Spielergehälter und Ablösesummen 
wären mittelfristig deutlicher gesunken. Eine Abwanderung der Spitzenspieler ins Ausland ist 
wenig wahrscheinlich, da dort ebenfalls der finanzielle Zenit überschritten ist.  

                                                 

15  Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten haben die (vermutlich nicht ganz unberechtigte) Befürchtung, 
dass die Politiker ihnen die bisher hohe Protektion teilweise entziehen würden, wenn ihre Einschaltquoten 
deutlich sinken sollten. 
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